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Die Sicherheitskräfte der USA 
Ein Einblick in die Geschichte und Struktur 

„America will never be destroyed from the outside. If we falter, 
and lose our freedoms, it will be because we destroyed our-
selves.“ – Abraham Lincoln 

Die USA sind wie Deutschland ein föderaler Staat mit einer dreigliedri-
gen Organisationsstruktur, die ähnlich dem deutschen Ordnungsprin-
zip in Bund (Federal Government), Länder (State) und Gemeinden 
(Counties) aufgeteilt ist. Im Gegensatz zu unitaren Staaten, die die 
Rechte des Gesamtstaates gegenüber den Teilgliedern stärken, besit-
zen föderale Staaten den Vorteil, integrierend zu wirken, indem sie das 
Prinzip der Subsidiarität anwenden. Der Ansatz, Probleme vor Ort zu 
lösen, wo sie entstehen, ist im Fall der USA historisch durch den ge-
ringen zentralstaatlichen Einfluss auf die Länder- und Gemeindeebene 
zu erklären. Wir haben es hier mit einem demokratischen „grassroot“-
Ansatz zu tun, mit einem „gewachsenen“ System. 
Dieser Beitrag analysiert die Reaktion der Vereinigten Staaten von 
Amerika auf die Terroranschläge am 11. September 2001 und deren 
Effekte. Fokussiert wird hierbei auf das als Reaktion auf die Anschläge 
gegründete Department of Homeland Security. Die zentrale Frage ist, 
inwiefern sich die veränderte Strukturierung und die erweiterten Be-
fugnisse der amerikanischen Sicherheitsbehörden auf die Fähigkeit 
des Staates, Sicherheit für seine Bürger zu gewährleisten, ausgewirkt 
haben. 
Durch einem Rückblick auf die Entstehung der USA und ihrer Sicher-
heitsorgane wird mittels eines historischen Ansatzes die Entstehung 
der zentralen Polizeidienste auf der Gemeinde-, Landes-, und Bun-
desebene erklärt. Am Beispiel der Terroranschläge vom 11. September 
2001 werden dann die systemimmanenten Parameter der föderalen 
Organisation von Sicherheit aufgezeigt. Dabei wird auch in den Blick 
genommen, wie in einem liberal-demokratischen Föderalstaat zwi-
schen Sicherheit und Freiheit abgewogen werden kann. 
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Die historische Entwicklung der Sicherheitskräfte der USA 

Die frühen Jahre der Polizei 

Die Geschichte der USA begann als Kolonie fremdgesteuert durch die 
britische Krone bis im Jahr 1775 der Unabhängigkeitskrieg ausbrach. 
In dessen Verlauf wurde am 4. Juli 1776 die Unabhängigkeitserklärung 
verabschiedet und im Jahr 1783 erkannte das britische Empire die 
Souveränität der ursprünglich dreizehn englischen Kolonien im Frie-
den von Paris an. Diese dreizehn Neuenglandstaaten waren jetzt for-
mal unabhängig. 
Aber erst die Verabschiedung der Verfassung der Vereinigten Staaten 
im Jahr 1787 markiert den Beginn moderner, liberaler und republikani-
scher Staatlichkeit, in dem sie den Staatszweck, wie folgt, feststellt: 

„We the People of the United States, in Order to form a more 
perfect Union, establish Justice, insure domestic Tranquility, pro-
vide for the common defence, promote the general Welfare, and 
secure the Blessings of Liberty to ourselves and our Posterity, do 
ordain and establish this Constitution for the United States of 
America“ (Präambel der US-Amerikanischen Verfassung). 

Trotz dieser formalen Loslösung vom englischen Mutterland bildete 
das angelsächsische „common law“ weiterhin die Grundlage der Poli-
zeiarbeit in den USA. Die Aufgabe, Verbrecher zu verfolgen, war pri-
mär eine soziale Pflicht jeden Bürgers: (Rawlings 2002: S.72) „When 
crimes were observed, citizens were expected to raise an alarm, 
gather their countrymen, and pursue and capture the criminal. All citi-
zens were obliged to pursue wrongdoers, and those who refused were 
subject to punishment“ (Encyclopædia Britannica 2007: Police). Er-
gänzt wurde dieses System durch den Beruf des „Constable“:  

„Constables were responsible for overseeing the ‘watch-and-
ward’ system. The primary responsibility of the watch and ward 
was to guard the city gates at night. Later, the duties of watch-
men were expanded to include lighting lamps, calling time, wat-
ching for fires, and reporting other conditions. Despite the 
addition of constables, however, the investigation and prosecuti-
on of crimes remained a private matter to be handled by the vic-
tims“ (Encyclopædia Britannica 2007: Police). 
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Diese extreme Form der Dezentralisierung von Sicherheit, garantiert 
zwar maximale Bürgernähe und Responsivität, offenbarte aber unter 
dem Druck der Industrialisierung zunehmend seine systematischen 
Schwächen. In der ersten Hälfte des 19. Jahrhundert veränderte sich 
die interne Struktur der USA auf Grund von zwei Faktoren: 
(1) Technische Innovationen, wie die Erfindung der Dampfmaschine, 
wurden im grossen Maßstab angewandt. Die Städte entwickelten sich 
zu Industriezentren, die über Eisenbahnen und dampfbetriebene Schif-
fe untereinander und mit den Ressourcenquellen verbunden waren. 
Großindustrielle Fertigungsanlagen entstanden und zogen wiederum 
Arbeiter vom Land und aus dem Ausland an. Urbane Ballungszentren 
bildeten sich zuerst in New York, Boston und Philadelphia. Die Land-
wirtschaft verlor an Bedeutung. Die Industrielle Revolution gewann 
zunehmend an Geschwindigkeit. 
(2) Die ethnische und religiöse Zusammensetzung der USA veränderte 
sich. Die ursprünglich namentlich durch englische und niederländische 
Protestanten geprägte Bevölkerungsstruktur diversifizierte sich zu-
nehmend. Insbesondere italienische, irische und deutsche Einwande-
rer strömten in die Industriezentren der Ostküste. Angezogen wurden 
sie von den reizvollen Möglichkeiten der „Neuen Welt“ ein neues Le-
ben zu beginnen, die eigene wirtschaftliche Lage zu verbessern und 
aus den rigiden, ständeorientierten politischen Systemen Europas 
auszubrechen. Die Folge dieser Einwanderungswellen waren für die 
USA die Herausbildung von ethnisch segregierten Arbeitervierteln, was 
zu Spannungen zwischen den Nachkommen der ursprünglichen Sied-
ler, die ihren „way of live“ bedroht sahen, und den Wirtschaftsemigran-
ten der „Alten Welt“, die ihre Kultur nicht ablegen, sondern integriert 
sehen wollten, führte. Amerika wurde zum Einwanderungsland mit den 
spezifischen Spannungen und Lösungen (Casanova 2006: 
S. 182-207). 
Die Industrielle Revolution und die Diversifizierung der Bevölkerung 
machten es unmöglich, die Verfolgung von Kriminellen weiterhin über 
den Weg der sozialen Obligation zu organisieren. Als Schwachstelle 
der Dezentralisierung stellte sich zunehmend das Fehlen einer bei der 
Gemeinde oder Stadt liegende Kontroll- und Koordinationsinstanz für 
die Polizei heraus. Dieses System war besonders korruptionsanfällig, 
ebenso war es nicht in der Lage den durch die Urbanisierung beding-
ten neuen Bedrohungen der öffentlichen Sicherheit entgegenzuwirken. 

 134 



Der organisierten Kriminalität, die nicht an Gemeindegrenzen gebun-
den war, sowie gewalttätigen Aufständen und Protesten einer sich 
zunehmend polarisierenden Gesellschaft war das System der sozialen 
Obligation nicht mehr gewachsen. Gutherzige Aktionen, wie Bibeln zu 
verteilen und an das Gute im Menschen zu appellieren, änderten dar-
an nichts (Encyclopædia Britannica 2008: Police). Ein Systemwechsel 
wurde unvermeidbar. 

Der Beginn organisierter Polizeiarbeit 

Im Jahr 1844 wurde in New York City das erste Polizei Department auf 
Geheiß des Gouverneurs das Staates New York und des Bürgermeis-
ters der Stadt New York gegründet. Im Juli desselben Jahres nahm 
das heutzutage größte Polizeidepartment der Welt mit damals 800 
Mann seine Arbeit auf. Aufgabe war die Prävention von Straftaten und 
die Etablierung allgemeiner öffentlicher Ordnung durch Präsenz auf 
den Straßen. Innerhalb der nächsten zehn Jahre wurden landesweit in 
allen großen Städten der USA Polizeidepartments gegründet. Strafta-
ten aufzuklären blieb aber weiterhin Privatsache der zivilen 
„Constables“ und der „thief-taker“, da die Departments ihre Aufgabe 
exklusiv in der Prävention von Straftaten sahen. Durch dem Druck der 
Öffentlichkeit, Verbrechensopfer nicht mehr sich selbst zu überlassen 
und der sich durchsetzenden Erkenntnis, dass es nicht möglich ist, alle 
Verbrechen schon im Vorfeld zu verhindern, wurde 1846 in Boston und 
1857 in New York Detektiv-Einheiten geschaffen. Sie waren mit der 
Untersuchung und Aufklärung von Straftaten beauftragt. Die einzige 
Gemeinsamkeit der Departments war ihre paramilitärische Organisati-
onsstruktur mit Rängen und starrer Hierarchie. Die Rechtsgrundlage 
der Polizei waren die lokalen Gesetze, die sich wegen des fehlenden 
Einflusses der Bundesregierung stark von einander unterschieden.  

„Since Americans lacked a unifying symbol like the English 
crown, local politics and laws became the primary bases of poli-
ce authority. The decentralization of the authority for policing was 
extended to political wards and neighbourhoods, which develo-
ped relatively autonomous police units. The police established in-
timate relations with neighbourhoods and neighbourhood leaders 
and initially did not even wear uniforms“ (Encyclopædia Britanni-
ca 2007, Police). 
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Diese Dezentralisierung und die damit verbundene Delegierung der 
Polizeiorganisation allein auf die lokale Ebene ist bis heute eine der 
zwei auszeichnenden, wenn auch problematischen Eigenschaften der 
amerikanischen Polizei.  
„Since no binding ideology of policing existed, each police organization 
was an entity unto itself. Each department formed local policy and had 
little or no communication or coordination with other police organiza-
tions. [...] American policing was atomistic and without a coherent iden-
tity“ (Encyclopædia Britannica 2007, Police). Tief in ihren Gemeinden 
und Bezirken verwurzelt, war die Polizei allzu intim mit ihrem Klientel 
vertraut. Polizisten wurden aus den Bezirken, in denen sie ihren Dienst 
taten rekrutiert, dadurch waren sie oft parteiisch und weit verbreitete 
Korruption war die Folge. Die Dezentralisierung der Polizei bedingte 
also die zweite auszeichnende Eigenschaft der amerikanischen Polizei 
und das treibende Motiv für zukünftige Strukturanpassungen: Die Etab-
lierung und Sicherung der politischen Kontrolle über die Polizei. 
Das zur selben Zeit aufkommende Konzept der Werkspolizei stellte 
eine Konkurrenzmodell zur staatlich organisierten Sicherheitsvorsorge 
dar. Die Industrialisierung und das markt-liberale Wirtschaftssystem 
der USA ermöglichten die Akkumulation von Kapital in bisher unge-
kanntem Maße. Gewaltige Großunternehmen waren die Folge und 
diesen mächtigen Unternehmen wurde vom Staat die Möglichkeit ein-
geräumt, eigene Polizeikräfte aufzustellen. Beispielhaft war die Kohle- 
und Eisenpolizei von Pennsylvania. Waren die Departments für ihre 
Korruption bekannt, so war die Werkspolizei schon konzeptionell be-
dingt parteiisch und ein Instrument der Unternehmensführung zur Un-
terdrückung und Einschüchterung der Belegschaft. Aufgaben waren 
die Sicherung des Firmeneigentums, die Zerschlagung von Streiks und 
die Verfolgung der damals noch illegalen Gewerkschaften. Dieses 
System fand in der Öffentlichkeit keine Akzeptanz und vierzig Jahre 
nach der Errichtung der Kohle und Eisenpolizei wurde sie im Jahr 
1905 durch eine öffentlich bezahlte und der Allgemeinheit verpflichte-
ten Landespolizei in Pennsylvania ersetzt. Formal wurde der Werkspo-
lizei 1931 vom Gouverneur die Lizenz entzogen. 
Die Entstehung der Landespolizei ist aber nicht primär als Reaktion 
auf die fehlerhafte Konzeption der Werkspolizei zu sehen, sondern 
vielmehr auf die Westausdehnung der USA zurückzuführen. Zum Be-
ginn des zwanzigsten Jahrhunderts hatte sich die USA von den einst 
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13 Neuenglandstaaten zu einer Föderation aus nunmehr 45 Staaten 
entwickelt, die sich von der West- bis zur Ostküste erstreckten. Flä-
chenstaaten im Südwesten und Mittelwesten waren aber unmöglich 
durch lokale Polizeidepartments, deren Jurisdiktion jeweils an der 
Stadtgrenze endete, zu kontrollieren. Die neue Landespolizei war di-
rekt dem Gouverneur unterstellt und verfolgte Straftaten, die nicht oder 
nicht allein unter die Verantwortung der Polizeidepartments fielen. 

Die Polizei des Bundes 

Die Bundesregierung war ursprünglich nicht für Fragen der inneren 
Sicherheit zuständig. Ihre konstitutionelle Aufgabe war es primär, die 
Einheit des Landes zu wahren, den Handel unter den Ländern zu för-
dern und die Vereinigten Staaten in der Welt zu vertreten. Die Möglich-
keit, dass der Bund eine eigene Polizei unterhielt, wurde 1870 durch 
den Interstate Commerce Act geschaffen, der zum Ziel hatte, einen 
besseren Schutz der für die Wirtschaft lebenswichtigen Eisenbahn-
strecken zu gewährleisten. Im Jahr 1908 wurde durch den General-
bundesanwalt auf Geheiß des Präsidenten der USA eine permanente 
Spezialeinheit, die 1909 Bureau of Investigation benannt wurde und 
aus ehemaligen Mitgliedern des Secret Service und des Justizministe-
riums bestand, zur Verfolgung von „federal crimes“ gegründet. Die 
Gründung erfolgte, nachdem die bisherige Praxis, bei der der Gene-
ralbundesanwalt informell Sicherheitsbeamte des Secret Service für 
spezielle Untersuchungen anwarb, für verfassungswidrig erklärt wur-
de. Beschäftigte des Bureaus erhielten den Status und Titel des „Spe-
cial Agent“ und waren einem „Special Examiner“ unterstellt, der 
wiederum dem Justizminister Rechenschaft ablegte, bis 1919 dann 
der Posten des „Director of the Bureau of Investigation“ eingeführt 
wurde. 

„When the Bureau was established, there were few federal cri-
mes. The Bureau of Investigation primarily investigated violations 
of laws involving national banking, bankruptcy, naturalization, an-
titrust, peonage, and land fraud“ (US Department of Justice 
2007: History of the FBI). 
„When Hoover took over, the Bureau of Investigation had appro-
ximately 650 employees, including 441 Special Agents who wor-
ked in field offices in nine cities“. (Department of Justice, 2007, 
History of the FBI:). 

 137



Durch John A. Hoover, der 1924 Direktor des Bureau of Investigation 
wurde und es 42 Jahre lang bis zu seinem Tod leitete, wurden die Ka-
pazitäten des FBI weiter ausgebaut und durch neue Elemente ergänzt. 
Zu den wichtigsten Neuerungen zu Beginn seiner Amtszeit gehörte die 
Schaffung einer landesweit tätigen Identifizierungseinheit, eines foren-
sischens Labors und die Veröffentlichung des „Uniform Crime Report“, 
welcher erstmals einen landesweiten Überblick über Korruption im Amt 
ermöglichte. Die Veröffentlichung einer landesweiten Liste flüchtiger 
Verbrecher, später in „Ten Most Wanted“ Liste umbenannt, geht auch 
auf ihn zurück. Hoover erkannte auch, dass sich Verbrechen nicht nur 
durch Kriminaltechnik bekämpfen lassen: „The Agents of the Bureau of 
Investigation have been impressed with the fact that the real problem 
of law enforcement is in trying to obtain the cooperation and sympathy 
of the public and that they cannot hope to get such cooperation until 
they themselves merit the respect of the public“ (Department of Justice 
2007: History of the FBI:). Das Motto „Fidelity, Bravery, Integrity“ stand 
für ein erfolgreiches Programm: 

„Prior to 1933, Bureau Agents had developed an esprit de corps, 
but the public considered them interchangeable with other fede-
ral investigators. Three years later, mere identification with the 
FBI was a source of special pride to its employees and comman-
ded instant recognition and respect from the public. By the end of 
the decade, the Bureau had field offices in 42 cities and employ-
ed 654 Special Agents and 1141 Support Employees“ (Depart-
ment of Justice 2007: History of the FBI:). 

Die Etablierung des FBI als de-facto Führungsinstanz des Bundes zur 
Strafverfolgung war der letzte integrale Schritt in der internen Sicher-
heitsarchitektur der Vereinigten Staaten. Die Polizeidepartments, die 
Landespolizeien und das FBI bilden zusammen ein komplettes, sich 
ergänzendes vertikal-föderales System. Dennoch war dies nicht das 
Ende des Aufbaus weiterer Sicherheitsdienste. Auf Bundesebene wa-
ren neben dem FBI auch das Bureau of Alcohol, Tobacco, Firearms 
and Explosives (ATF) und die Drug Enforcement Administration mit der 
Verfolgung von „federal crimes“ beauftragt sowie die Federal Emer-
gency Management Agency, die für die Koordination der Hilfsmaß-
nahmen zwischen Bund und Ländern im Katastrophenfall zuständig 
waren. Auf Landesebene kamen zudem noch die National Defence 
Forces und die National Guard, beide quasi-militärische Einheiten der 
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Länder, sowie Border Patrol und Coast Guard hinzu. Durch diese 
Schritte wurde das Sicherheitsmanagement der USA mit seinen sich 
überschneidenden und konkurrierenden Kompetenzen zunehmend 
horizontal-föderal. 
Als problematisch erwiesen sich besonders die Kompetenzüberschei-
dungen im Bereich der geheimdienstlichen Tätigkeit und der Terrorab-
wehr zwischen FBI und der Central Intelligence Agency, die 1947 in 
Reaktion auf den 2. Weltkrieg als Auslandsgeheimdienst eingerichtet 
worden war. Dass es eine historische Schwachstelle der Entwicklung 
der Sicherheitsdienste war, die Kompetenzen zu zerstückeln und die 
einzelnen Behörden dadurch zu Konkurrenten zu machen, wo eigent-
lich Kooperation das Ziel sein sollte, wird im folgenden Teil behandelt. 

Der 11. September 2001 und die Folgen für die Sicherheits‐
behörden 

„That morning, nineteen terrorists affiliated with al-Qaeda hija-
cked four commercial passenger jet airliners. Each team of hija-
ckers included a trained pilot. The hijackers intentionally crashed 
two of the airliners into the World Trade Center in New York City, 
one plane into each tower, resulting in the collapse of both buil-
dings soon afterward and irreparable damage to nearby buil-
dings. The hijackers crashed a third airliner into the Pentagon in 
Arlington County, Virginia, near Washington, D.C. Passengers 
and members of the flight crew on the fourth aircraft attempted to 
retake control of their plane from the hijackers; that plane cras-
hed into a field near the town of Shanksville in rural Somerset 
County, Pennsylvania. In addition to the 19 hijackers, 2,973 peo-
ple died as an immediate result of the attacks, and the death of 
at least one person from lung disease was ruled by a medical 
examiner to be a result of exposure to WTC dust. Another 24 
people are missing and presumed dead. The victims were pre-
dominantly civilians“ (Wikipedia Foundation 2007: September 11, 
2001 attacks). 

Im Februar 1998 erklärten Osama bin Laden, Ayman al Zawahiri und 
drei weitere Islamisten den USA im Namen der „World Islamic Front“ in 
einer Fatwa den Krieg. Veröffentlicht wurde diese Fatwa in einer arabi-
schen Zeitung in London. Drei Monate später elaborierte Bin Laden 
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seine Kriegserklärung in einem Fernsehinterview folgendermaßen: 
„We believe that the worst thieves in the world today and the worst 
terrorists are the Americans. Nothing could stop you except perhaps 
retaliation in kind. We do not have to differentiate between military or 
civilians. As far as we are concerned, they are all targets“ (Government 
of the USA, 2003, S.47). Ernstgenommen wurde diese Erklärung von 
den USA nicht. Bereits am 7. August desselben Jahres wurde die Dro-
hung Bin Ladens aber in die Tat umgesetzt: In Tansania und Kenia 
detonierten an diesem Tag jeweils ein mit Sprengstoff beladenes Auto 
vor der Botschaft der Vereinigten Staaten, es waren mehr als 200 Tote 
und über 4000 Verletzte zu beklagen. Das Al-Kaida-Netzwerk bombte 
sich mit diesen Anschlägen das erste Mal in das Bewusstsein der in-
ternationalen Öffentlichkeit. Bin Laden wurde in Folge auf die „Ten 
Most Wanted“ Liste des FBI gesetzt. Im Oktober 2000 folgte der 
Selbstmordanschlag auf die USS Cole, der 17 US Soldaten tötete und 
ein Loch in die Flanke des Kriegsschiffes riss, bevor dann am 11. Sep-
tember 2001 die Anschläge auf das World Trade Center und das Ver-
teidigungsministerium den Beginn eines neuen Umbruchs in der 
Sicherheitsarchitektur der USA markierten. 
Die Terroranschläge kamen nicht unangekündigt. Bereits 1998 hatten 
verschiedene Geheimdienste – nach einer gemeinsamen Untersu-
chung der Geheimdienstausschüsse von Kongress und Senat nach 
den Ereignissen am 11. September – die Informationen, dass „a group 
of unidentified Arabs planned to fly an explosives-laden airplane into 
the World Trade Center“. Schon damals war von einem Plan Bin La-
dens die Rede, der den Einsatz von Flugzeugen in New York und Wa-
shington beinhaltete. Die Flugsicherheitsbehörde stufte diesen Fall 
aber als "highly unlikely given the state of that foreign country's aviati-
on program" ein. Die Vorstellung, dass die Flugzeuge innerhalb der 
USA entführt werden könnten und dies nicht rechtzeitig bemerkt wür-
de, schien zu abwegig. In der Folge nahm das FBI auch keine Ermitt-
lungen auf, obwohl der damalige CIA Direktor Tenet im Dezember 
1998 feststellte: "We must now enter a new phase in our effort against 
bin Laden. ... We are at war”. Dies war dem FBI aber unbekannt, 
ebenso versäumte es der CIA, das FBI zu informieren, dass Nawaf al-
Hamzi and Khalid al-Mihdhar, deren Zugehörigkeit zu Al Kaida bekannt 
war, in die USA einreisten, daher wurden sie auch nicht weiter über-
wacht. Auch die letzte Möglichkeit, die Anschläge abzuwenden wurde 
verpasst, als im Juli 2001 führende Vertreter der US Regierung vom 
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Geheimdienst auf einem „significant terrorist attack against U.S. and/or 
Israeli interests in the coming weeks hingewiesen wurden. The attack 
will be spectacular and designed to inflict mass casualties ... [it] will 
occur with little or no warning" (alles CNN 2004: Report cites warnings 
before 9/11) hingewiesen wurden. Diese Hinweise gipfelten in dem 
Memo für den Präsidenten vom 6. August 2001 mit dem Titel „Bin La-
den determined to strike in the US“, in dem die bisher über 70 Unter-
suchungen zu Al Kaida des FBI in den USA zusammengefasst 
wurden. Eine konkrete Warnung enthielt das Memo zwar nicht, aber 
die Feststellung, dass „FBI information since that time indicates pat-
terns of suspicious activity in this country consistent with preparations 
for hijackings or other types of attacks, including recent surveillance of 
federal buildings in New York“ (CNN 2005: Transcript: Bin Laden der-
termined to strike inside US). Hätte es eine zentrale Instanz gegeben, 
die die mannigfaltigen Erkenntnisse von CIA, FBI, Einwanderungsbe-
hörde und Flugsicherung zusammengetragen und zu einen komplexen 
Bild zusammengefügt hätte, die Anschläge wären vermeidbar gewe-
sen. 
Trotz der nach den Reportagen des FBI und CIA zu befürchteten mas-
siven Bedrohung der USA durch Anschläge waren am 11. September 
gerade 35-40 Mitarbeiter des CIA und weniger als 20 FBI Beamte mit 
der Verfolgung und Überwachung von Bin Laden's Al Kaida Netzwerk 
beauftragt. Vor dem Hintergrund, dass beide Behörden größtenteils 
autonom arbeiteten und Erkenntnisse nicht miteinander teilten, sowie 
der Größe der Bedrohung, schein dies inadäquat. Die horizontal-
föderale Struktur der Sicherheitskräfte und das mangelnde Risikobe-
wusstsein begünstigten somit die Anschläge. 

Das Department of Homeland Security 

Als Reaktion auf die Anschläge vom 11. September wurde am 25. No-
vember 2002 das United States Department of Homeland Security 
gegründet und nahm im März des nächsten Jahres voll funktionsfähig 
seine Arbeit auf. Es handelte sich um die größte Umstrukturierung der 
Sicherheitsarchitektur seit der Errichtung des Department of Defence 
vor mehr als 50 Jahren. Ziel des neuen Ministeriums mit über 200.000 
Mitarbeitern war es: „to develop and coordinate the implementation of 
a comprehensive national strategy to secure the United States from 
terrorist threats or attacks. The Office will coordinate the executive 
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branch's efforts to detect, prepare for, prevent, protect against, 
respond to, and recover from terrorist attacks within the United States“ 
(Wikipdia Foundation 2007: United States Department of Homeland 
Security). Dieses Ziel sollte erreicht werden, indem die bisher von ein-
ander unabhängigen föderalen Sicherheitsbehörden, wie die National 
Guard, die Federal Emergency Management Agency, die United States 
Coast Guard, der Immigration and Naturalization Service, der U.S. 
Customs Service, der Secret Service und die Transportation Security 
Administration, in einem Ministerium mit Kabinettsplatz zusammenge-
führt wurden, so dass eine zentrale Koordination bei terroristisch moti-
vierten Anschlägen und Naturkatastrophen erfolgen konnte und ergo 
die Leistungsfähigkeit der einzelnen Behörden erhöht würde. Die leis-
tungsfähigsten Sicherheitsbehörden der USA, das FBI, die CIA und 
das Verteidigungsministerium, blieben aber weiterhin eigenständig. 
Von dem Department of Homeland Security als zentraler Führungsin-
stanz konnte also kaum mehr die Rede sein. 
Schon bei der ersten sich bietenden Gelegenheit versagte das neue 
Department. Nachdem der Hurrikan Katrina am 29. August 2005 in 
New Orleans mehrere Dämme zum Brechen brachte und die Stadt in 
Folge überflutet wurde, offenbarte sich, dass die Arbeit des Krisenma-
nagement Dienstes FEMA, einer Agency im Department of Homeland 
Security, weiterhin von föderalem Hick-Hack und allzu bürokratischem, 
formalistischem Denken und Handeln gesteuert wurde. Auf Grund der 
fehlenden Anfragen beziehungsweise der nicht formal korrekt geäu-
ßerten Anfragen nach Bundeshilfe vom Bürgermeister von New Orle-
ans und der Gouverneurin von Louisiana setzten die Hilfsmaßnahmen 
erst verspätet ein. Am Ende brauchte die US-Regierung fünf Tage um 
die anarchischen Zustände in der Metropole einzudämmen. Die Unter-
suchungskommision zu den Ursachen des katastrophalen Krisenma-
nagements stellte Folgendes fest: „FEMA and the Red Cross did not 
have a logistics capacity sophisticated enough to fully support the 
massive number of Gulf coast victims. Additionally, it placed responsi-
bility for the disaster on all three levels of government“ (Wikipedia 
Foundation 2007: Hurricane Katrina). Das föderale System der USA 
hatte seine Schwäche offenbart auf nationale Krisen adäquat zu rea-
gieren, indem es sich als unfähig erwies eine zentrale beim Bund lie-
gende Führungsstruktur effektiv zu etablieren. Vom 
Heimatschutzministerium als Führungsinstanz kann daher nicht ge-
sprochen werden, eher ist es eine Koordinationsinstanz zwischen Jus-
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tiz- und Verteidigungsministerium und den anderen, kleineren Sicher-
heitsdiensten. 

Erweiterte Befugnisse 

„Any society that would give up a little liberty to gain a little secu-
rity will deserve neither and lose both.“ – Benjamin Franklin 

Der Patriot Act, formal “Uniting and Strengthening America by Provi-
ding Appropriate Tools Required to Intercept and Obstruct Terrorism 
Act of 2001”, war neben dem Department of Homeland Security die 
zweite Neuerung in der Sicherheitsarchitektur der USA nach dem 11. 
September. Das Gesetztespaket zielt darauf ab, die Leistungsfähigkeit 
der Sicherheitsbehörden zu verbessern, indem es ihre Befugnisse und 
die erlaubten Mittel zur Bekämpfung von Terrorismus erweitert. Nur 45 
Tage nach den Anschlägen verabschiedet, schaffte es die Möglichkeit, 
dass die Sicherheitsbehörden Einblicke in Telefongespräche, E-Mails 
sowie medizinische und finanzielle Aufzeichnungen und Büchereilisten 
in bis dato ungeahntem Ausmaß erhielten. Zusätzlich wurden Be-
schränkungen bezüglich der Informationsbeschaffung im Ausland ge-
lockert, die Rechte von des Terrorismus verdächtigten Personen 
beschränkt und die Definition von Terrorismus erweitert, wodurch sich 
der Anwendungsbereich des Patriot Act erweiterte. In der ursprüngli-
chen Fassung war der gesamte Patriot Act mit einer „sunset clause“ 
ausgestattet, die bewirkte, dass das Gesetz nach vier Jahren automa-
tisch verfiel, sollte es nicht erneut legitimiert werden. Die Reautorisie-
rung im Jahr 2005 machte die unumstrittenen Teile des Patriot Act 
permanent, dazu gehören unter anderem die Möglichkeit Haftbefehle 
retroaktiv auszustellen, die exklusive Zuständigkeit einer Sicherheits-
behörde bei Terrorverdacht sowie die Möglichkeit der lokalen Polizei, 
mit der Bundespolizei Informationen auszutauschen.  
Folglich wurden auch die Aufgaben des FBI angepasst, sie umfassten 
nun die „prevention of terrorist attacks, on countering foreign intelli-
gence operations against the U.S., and on addressing cybercrime-
based attacks and other high-technology crimes“ (US Department of 
Justice 2007: History of the FBI). Das FBI bildet somit die vorderste 
Front in der strafrechtlichen Bekämpfung des Terrorismus in den USA. 
Neu ist, dass das Verteidigungsministerium die Führung der im Rah-
men des „Krieges gegen den Terrorismus“ hinzugekommende militäri-
sche Bekämpfung des Terrorismus übernahm. 
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Diese Maßnahmen sind nicht unumstritten. Kritiker vergleichen den 
Patriot Act mit der Reichtstagsbrandverordnung, die 1933 die Bürger-
rechte und zivilen Freiheiten der Weimarer Republik außer Kraft setzte 
und Adolf Hitlers absoluten Machtanspruch konsolidierte. Insbesonde-
re die Möglichkeit, Telefongespräche ohne richterliche Anordnung ab-
zuhören wird als verfassungswidriger Eingriff in die Privatsphäre 
gedeutet und als Schritt hin zum orwellschen Überwachungsstaat. Im 
August 2006 stellte eine Bundesrichterin die Verfassungswidrigkeit 
dieser Praxis fest: „It was never the intent of the Framers to give the 
president such unfettered control, particularly where his actions bla-
tantly disregard the parameters clearly enumerated in the Bill of 
Rights” (New York Times 2006: Washington) und verbot den Bundes-
behörden, ohne richterlichen Beschluss Gespräche zwischen Ameri-
kanern abzuhören. Eine Ausnahme ist der Geheimdienst NSA, der 
weiterhin Gespräche zwischen Amerikanern und Ausländern ohne 
richterliche Erlaubnis abhören kann. 
Der Patriot Act ist eine zwiespältige Sache. Auf der einen Seite stehen 
Freiheitsrechte, die das legitimierende Fundament jedes demokrati-
schen Staates sind, und auf der anderen Seite steht Sicherheit, ohne 
die Freiheit nicht gelebt werden kann. Daraus entsteht ein Dilemma, 
wenn die Sicherheitserhöhung nur über das Mittel, die Freiheit der 
Bürger einzuschränken, erreicht werden kann. Gelöst werden könnte 
dieser Widerspruch, wenn andere Möglichkeiten gefunden würden die 
Sicherheit zu erhöhen ohne Freiheitsrechte zu minimieren. Ein Auto-
matismus, der Sicherheit nur auf Kosten von individueller Freiheit stei-
gern kann, ist jedoch bedenklich. 

Resümee 

Im Laufe des Beitrags wurde gezeigt, wie ein funktionierendes Polizei-
system in den Vereinigten Staaten heranwuchs und ständig in Reakti-
on auf „Fehler“ im System oder externe Schocks weiterentwickelt 
wurde. Ein einfaches Strafverfolgungssystem, dass es zur sozialen 
Obligation jeden Bürgers machte, Verbrecher zu verfolgen, wuchs zu 
einem ausdifferenzierten föderalen Sicherheitssystem heran. Die Ka-
pazitäten des Staates, Sicherheit zu liefern, erhöhten sich konsequent. 
Über die Jahre wurde von den Städten der Ostküste nach Westen 
dringend das Gewaltmonopol der Staatsmacht auf- und ausgebaut. 
Die verschiedenen lokalen und föderalen Sicherheitsdienste existier-
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ten autonom voneinander. Durch die gleichberechtigte Anordnung 
mehrerer Sicherheisdienste, bei sich überschneidenden Jurisdiktionen, 
wurde eine Konkurrenzsituation erzeugt, in der sich die Dienste theo-
retisch gegenseitig kontrollieren sollten. Diese „checks and balances“ 
sollten die staatlichen Eingriffe in Bürgerrechte minimieren. 
Die „schwache Stelle“ im System war immer die nicht vorhandene 
zentrale Steuerung und Planung der Sicherheitsorganisation, die histo-
risch begründet ist. Um dem entgegenzuwirken wurde das FBI als die 
zentrale Führungsinstanz der Polizei etabliert und sorgte so in der 
Vergangenheit für Sicherheit in den USA. Das System schien stabil bis 
die Terroranschläge am 11. September 2001 als Reaktion die Zentrali-
sierung der „kleinen“ Sicherheitsdienste im Heimatschutzministerium 
und eine Erweiterung der Befugnisse der leistungsfähigen Sicher-
heitsdienste des Justiz- und Verteidigungsministeriums zur Folge hat-
ten. Die Sicherheitsstrategie des FBI ist jetzt eine globale, wobei nicht 
mehr klar zwischen klassischen Polizei- und Geheimdienstmethoden 
unterschieden werden kann. Ebenso ist die polizeiliche Bekämpfung 
mittlerweile nur eine Option neben der militärischen geworden. Dies 
erzeugt auf dem von den USA prioritär behandelten Feld der Sicher-
heitspolitik eine erneute Konkurrenz und Verflechtung von Kompeten-
zen zwischen FBI, Verteidigungs- und Heimatschutzministerium. Somit 
hat die Sicherheitsarchitektur der USA ihre Antwort auf die Herausfor-
derung des letzten systemprägenden Ereignisses gefunden und wie-
derum einen Ruhepunkt erreicht. Wie sich dieser jetzt in Nuancen 
ausbalancieren wird ist aber kontrovers, wie der Patriot Act. 
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